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Bescheid

Spruch

Auf Grund des Antrages vom 26. Februar 2025 des Birgermeisters der Marktgemeinde Leutschach an
der WeinstraRe als mitwirkende Behorde nach dem Stmk. BauG wird festgestellt, dass flr das
Vorhaben von Hedwig und Manfred Dreisiebner, SchloRRberg 108, 8463 Leutschach an der Weinstralle,
,,Anderungen bei der Mastgefliigelhaltung™ nach MaRgabe der in der Begriindung prézisierten Form
und der eingereichten Projektunterlagen (Beilagen 1 bis 5) keine Umweltvertraglichkeitsprifung
durchzufuhren ist.

Rechtsgrundlagen:

- Bundesgesetz uber die Prifung der Umweltvertréglichkeit (Umweltvertréglichkeitspriifungsgesetz
2000 - UVP-G 2000), BGBI. Nr. 697/1993 i.d.F. BGBI. | Nr. 26/2023:
§ 2 Abs. 2
§ 3 Abs. 1und 7
§3aAbs.1Z1,Abs.3Z 1, Abs. 5und Abs. 6
Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 und lit. b) Spalte 3

- Verordnung des Landeshauptmannes von Steiermark vom 31. Juli 2017, mit der ein
Regionalprogramm zur Sicherung der Qualitdt und Quantitat des ost- und weststeirischen
Tiefengrundwassers erlassen wird, LGBI. Nr. 76/2017 i.d.F. LGBI. Nr. 127/2024

Begrindung

A) Verfahrensgang

I. Mit der Eingabe vom 26. Februar 2025 hat der Biirgermeister der Marktgemeinde Leutschach an der
Weinstralle als mitwirkende Behorde nach dem Stmk. BauG bei der UVP-Behérde den Antrag gemaf
8 3 Abs. 7 UVP-G 2000 auf Feststellung eingebracht, ob fur das Vorhaben von Hedwig und Manfred
Dreisiebner, SchloBberg 108, 8463 Leutschach an der Weinstrafle, ,,Anderungen bei der
Mastgefliigelhaltung™ eine UVP-Pflicht gegeben ist.

Vom Antragsteller wurden folgende Unterlagen vorgelegt:
- Einreichplan, Plan Nr. E-001 (Beilage 1)
- Einreichplan, Plan Nr. E-002 (Beilage 2)
- Einreichplan, Plan Nr. E-003 (Beilage 3)

Il. Am 28. Februar 2025 hat der Antragsteller ergdnzende Angaben zum bestehenden Betrieb sowie
zum geplanten Vorhaben (Beilage 4) Gbermittelt.

I11. Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan hat am 3. Mérz 2025 folgende Stellungnahme abgegeben:

., Hiermit wird mitgeteilt, dass die vom Vorhaben betroffenen Grundstiicke Nr. 815/3, 817/2 und 827,
alle KG 66039 SchloRberg, weder in einem Wasserschutz- oder Wasserschongebiet gemaR 88 34, 35
und 37 WRG 1959 noch in Beobachtungsgebieten oder voraussichtlichen Malinahmengebieten geman
§ 33f WRG 1959 liegen.

Allerdings befinden sich die gegenstéandlichen Grundsticke im (auch) nach 8§ 34 verordneten
Widmungsgebiet des Regionalprogramms Tiefengrundwasser (vgl. § 1 der Verordnung des
Landeshauptmannes von Steiermark vom 31. Juli 2017, mit der ein Regionalprogramm zur Sicherung
der Qualitat und Quantitat des ost- und weststeirischen Tiefengrundwassers erlassen wird, LGBI. Nr.
76/2017 i.d.g.F.).



Seite 3

Erganzend dazu wird angemerkt, dass durch das gegenstéandliche Vorhaben die Schutzziele der
angefiihrten Verordnung nicht gefahrdet sind. Allféllige Stickstoffausbringungen vermdgen nicht in
relevantem Ausmal? in den Tiefengrundwasserkdrper einzudringen (Qualitat) und die Verwendung von
Tiefengrundwasser fur einen landwirtschaftlichen Betrieb widerspricht dem 6ffentlichen Interesse und
ist somit nicht bewilligungsfahig. Es ist diesbezuglich somit auf Grund einer allfalligen Kumulierung
nicht mit erheblichen schadlichen, bel&stigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu
rechnen. *

IVV. Mit der Eingabe vom 5. Mérz 2025 (bermittelte die Baubehorde erganzende Projektunterlagen
(Beilage 5).

V. Mit Schreiben vom 6. Mérz 2025 wurden die Verfahrensparteien sowie — im Rahmen des
Anhorungsrechtes — die mitwirkenden Behorden und das wasserwirtschaftliche Planungsorgan vom
Gegenstand des Verfahrens und dem Ergebnis der durchgefiihrten Beweisaufnahme in Kenntnis gesetzt,
waobei die Mdglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb einer zweiwdchigen Frist eingeraumt
wurde.

V1. Die Umweltanwaltin hat am 10. Marz 2025 folgende Stellungnahme abgegeben:

,Familie Hedwig und Manfred Dreisiebner betreibt an der Hofstelle 8463 SchloRberg 108 unter
anderem eine Mastgefliigelhaltung mit aktuell 9.600 bewilligten Mastplatzen. Das Vorhaben
beansprucht ein schutzwiirdiges Gebiet der Kategorie C, das nachstgelegene Siedlungsgebiet befindet
sich in einer Entfernung von ca. 1,5 km (Quelle GIS Steiermark, Flachenwidmung). In einer Entfernung
von ca. 930 m Richtung Sidosten liegt die néchste landwirtschaftliche Tierhaltung in GrofRwalz,
zwischen den Betrieben befinden sich zwei kleine Talbereiche.

Familie Dreisiebner plant nunmehr, einen Bio-Maststall neu zu errichten und beim bestehenden
Endmaststall einen Zubau fir die Masthiihnerhaltung zu errichten. Die geplante Tierzahl betragt
kinftig insgesamt 19.200 Masthihner und erreicht damit den Schwellenwert der Z 43 a des Anhanges 1
zum UVP-G zu 29,53 %. Auf Grund der grolien Entfernung zur néachstgelegenen landwirtschaftlichen
Tierhaltung in GroRwalz erscheint eine Kumulationsprifung nicht erforderlich.

Der Schwellenwert der Z 43 b des Anhanges 1 zum UVP-G wird nach Umsetzung des gegenstandlichen
Erweiterungsvorhabens zu 45,18 % erreicht. Eine Kumulationsprifung erubrigt sich jedoch auf Basis
der Stellungnahme der ABT 14, Wasserwirtschaftliche Planung, aus der nachvollziehbar hervorgeht,
dass durch das gegenstandliche Vorhaben die Schutzziele der Verordnung ,Regionalprogramm
Tiefengrundwasser‘ nicht gefihrdet sind.

Zusammenfassend darf mitgeteilt werden, dass fir die geplanten Anderungen bei der
Mastgefligelhaltung Dreisiebner an der Hofstelle 8463 Leutschach, SchloRberg 108, aus meiner Sicht
keine UVP erforderlich ist.

B) Entscheidungsrelevanter Sachverhalt

I. Hedwig und Manfred Dreisiebner betreiben auf der Hofstelle SchloRRberg 108, 8463 Leutschach an
der Weinstral3e, auf den Gst. Nr. .67, 806, 807, 815/3, 816/1, 816/2, 817/1, 817/2, 817/3, 819/2 und 827,
je KG SchloRberg, einen landwirtschaftlichen Betrieb mit Mastgefliigel- und Pferdehaltung.
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Fur diesen Betrieb liegen folgende rechtskraftige Baubewilligungen vor:

- Bescheid des Biirgermeisters der Marktgemeinde Leutschach an der Weinstrae vom 3. Mérz 2015,
Zl: 131/91 Dreis./03-15: Baubewilligung fir den Neubau eines BIO-Masthiihnerstalles mit
4800 Mastgefllgelplatzen auf Gst. Nr. 827, KG Schlof3berg (vgl. Beilage 4)

- Bescheid des Birgermeisters der Marktgemeinde Leutschach an der WeinstraBe vom 15. Juli 2016,
Zl: 131/91 Dreis./20-16: Baubewilligung fir den Um- und Zubau von Rinderstall in Hihner-
Vormaststall im EG mit 4800 Mastgefliigelplatzen auf Gst. Nr. .67 und 817/2, je KG Schlof3berg
(vgl. Beilage 4 und beziiglich des legalisierten Tierbestandes Beilage 5)

- Bescheid des Biirgermeisters der Marktgemeinde Leutschach an der Weinstralle vom 22. Juni 2023,
GZ. B-2023-1290-00041/0002: Baubewilligung fir den Neubau eines Pferdestalles mit Reitplatz
und einer Fihranlage fur 6 Pferde auf Gst. Nr. 806, 807, 817/3, 819/2 und 827, je KG Schlof3berg

(vgl. Beilage 4)

I1. Das antragsgegenstandliche Vorhaben umfasst folgende MaRnahmen:

- Nutzungsanderung des BIO-Huhner-Vormaststalles auf Gst. Nr. .67, KG SchloRberg, mit
4.800 Mastgefliigelplatzen im EG in landwirtschaftliche Lagerflache

- Abbruch des Nebengebaudes auf Gst. Nr. 816/2, KG SchloRberg

- Neubau eines Stallgebaudes mit 9.600 Mastgefliigelplatzen auf Gst. Nr. 815/3, 816/2 und 817/2, je
KG SchloR3berg

- Zu- und Umbau beim bestehenden Mastgeflugelstall fur 4.800 BIO-Masthiihner auf Gst. Nr. 827,
KG SchlofRberg

- Errichtung einer Stitzmauer

- Gelandeveranderung

- Errichtung einer Dingerstétte

Bezuglich einer detaillierteren Projektbeschreibung wird auf die Beilagen 1 bis 5 verwiesen.

I11. Gemal der Stellungnahme des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans liegen die
projektgegenstandlichen Grundstiicke weder in einem Wasserschutz- oder Wasserschongebiet geman
8834, 35 wund 37 WRG 1959 noch in Beobachtungsgebieten oder voraussichtlichen
MaRnahmengebieten gemé&R § 33f WRG 1959. Die Grundstiicke befinden sich jedoch im (auch) nach
8 34 verordneten Widmungsgebiet des Regionalprogramms Tiefengrundwasser gemaR der Verordnung
des Landeshauptmannes von Steiermark vom 31. Juli 2017, mit der ein Regionalprogramm zur
Sicherung der Qualitat und Quantitat des ost- und weststeirischen Tiefengrundwassers erlassen wird,
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LGBI. Nr. 76/2017 i.d.g.F., und somit in einem schutzwirdigen Gebiet der Kategorie C im Sinne des
Anhanges 2 UVP-G 2000.

Nach Angabe der Baubehorde liegt das gegenstandliche Vorhaben geméaR dem rechtsgiltigen
Flachenwidmungsplan 1.00 im Freiland und sind im Umkreis von 300 m um das Vorhaben keine
Grundsticke im Sinne des Anhanges 2 UVP-G 2000 ausgewiesen. Ein schutzwirdiges Gebiet der
Kategorie E Sinne des Anhanges 2 UVP-G 2000 liegt somit nicht vor.

IV. Die Feststellungen zum Vorhaben ergeben sich aus dem Akteninhalt.

C) Rechtliche Beurteilung und Beweiswirdigung

I. GeméaR § 3 Abs. 7 UVP-G 2000 hat die Behorde auf Antrag des Projektwerbers/der Projektwerberin,
einer mitwirkenden Behdrde oder des Umweltanwaltes festzustellen, ob fiir ein Vorhaben eine
Umweltvertraglichkeitsprifung nach diesem Bundesgesetz durchzufiihren ist und welcher Tatbestand
des Anhanges 1 oder des § 3a Abs. 1 bis 3 durch das Vorhaben verwirklicht wird.

Parteistellung haben der Projektwerber/die Projektwerberin, der Umweltanwalt und die
Standortgemeinde. Vor der Entscheidung sind die mitwirkenden Behérden und das
wasserwirtschaftliche Planungsorgan zu horen.

I1. GemaR § 3 Abs. 1 UVP-G 2000 sind Vorhaben, die in Anhang 1 angefiihrt sind, sowie Anderungen
dieser Vorhaben nach Maligabe der folgenden Bestimmungen einer Umweltvertraglichkeitsprifung zu
unterziehen. Fur Vorhaben, die in Spalte 2 und 3 des Anhanges 1 angefihrt sind, ist das vereinfachte
Verfahren durchzufthren.

I11. Gemé&R § 2 Abs. 2 UVP-G 2000 ist Vorhaben die Errichtung einer Anlage oder ein sonstiger
Eingriff in Natur und Landschaft unter Einschluss samtlicher damit in einem rdumlichen und sachlichen
Zusammenhang stehender Malinahmen. Ein Vorhaben kann eine oder mehrere Anlagen oder Eingriffe
umfassen, wenn diese in einem rdumlichen und sachlichen Zusammenhang stehen.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VwWGH 22.10.2008, 2007/06/0066) wird in
8§ 3a UVP-G 2000 betreffend Anderungen von Vorhaben von der bestehenden Anlage bzw. von der
bisher genehmigten Kapazitdt ausgegangen. Damit ist nur eine rechtskraftig bewilligte bestehende
Anlage gemeint. Ein Vorhaben im Sinne des § 3a UVP-G 2000 kann nur dann als rechtskraftig
genehmigt angesehen werden, wenn flir das Vorhaben eine Genehmigung nach dem UVP-G 2000
erfolgt ist bzw. alle materiengesetzlichen Bewilligungen fiir das Vorhaben, das gedndert werden soll,
vorliegen, sodass die Umsetzung des Vorhabens zuldssig ware.

Zwischen dem geplanten Vorhaben und dem bestehenden Betrieb besteht sowohl ein rdumlicher als
auch ein sachlicher Zusammenhang im Sinne des § 2 Abs. 2 UVP-G 2000. Die erforderlichen
rechtskréaftigen Baubewilligungen fiir den bestehenden Betrieb sind vorhanden. Es ist somit von einem
Anderungsvorhaben im Sinne des § 3a UVP-G 2000 auszugehen.

IV. § 3a UVP-G 2000 lautet:

(1) Anderungen von Vorhaben,

1. die eine Kapazitatsausweitung von mindestens 100% des in Spalte 1 oder 2 des Anhanges 1
festgelegten Schwellenwertes, sofern ein solcher festgelegt wurde, erreichen, sind einer
Umweltvertraglichkeitsprifung zu unterziehen; dies gilt nicht fir Schwellenwerte in spezifischen
Anderungstatbestinden;

2. ...

und die Behorde im Einzelfall feststellt, dass durch die Anderung mit erheblichen schadlichen,

beléstigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinn des 8 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen

ist.

Q) ...



Seite 6

(3) Fiur Anderungen sonstiger in Spalte 2 oder 3 des Anhanges 1 angefilhrten Vorhaben ist eine
Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem vereinfachten Verfahren durchzufihren, wenn
1. der in Spalte 2 oder 3 festgelegte Schwellenwert durch die bestehende Anlage bereits erreicht ist
oder durch die Anderung erreicht wird und durch die Anderung eine Kapazitatsausweitung von
mindestens 50% dieses Schwellenwertes erfolgt oder
2. ...
und die Behorde im Einzelfall feststellt, dass durch die Anderung mit erheblichen schadlichen,
beléstigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 zu rechnen
ist.
(4) Bei der Feststellung im Einzelfall hat die Behdrde die in § 3 Abs. 5 Z 1 bis 3 angefiihrten Kriterien
zu bericksichtigen. § 3 Abs. 7 und 8 sind anzuwenden. Die Einzelfallpriifung geméR Abs. 1 Z 2, Abs.
2, 3 und 6 entfallt, wenn der Projektwerber/die Projektwerberin die Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung beantragt.
(5) Soweit nicht eine abweichende Regelung in Anhang 1 getroffen wurde, ist fir die Beurteilung der
UVP-Pflicht eines Anderungsprojektes gemaR Abs. 1 Z 2 sowie Abs. 2 und 3 die Summe der
Kapazitaten, die innerhalb der letzten finf Jahre genehmigt wurden einschlieflich der beantragten
Kapazitatsausweitung heranzuziehen, wobei die beantragte Anderung eine Kapazitatsausweitung von
mindestens 25% des Schwellenwertes oder, wenn kein Schwellenwert festgelegt ist, der bisher
genehmigten Kapazitat erreichen muss.
(6) Bei Anderungen von Vorhaben des Anhanges 1, die die in Abs. 1 bis 5 angefiihrten Schwellenwerte
nicht erreichen oder Kriterien nicht erfullen, die aber mit anderen Vorhaben gemeinsam den jeweiligen
Schwellenwert oder das Kriterium des Anhanges 1 erreichen oder erfiillen, hat die Behorde im
Einzelfall festzustellen, ob auf Grund einer Kumulierung der Auswirkungen mit erheblichen
schadlichen, beléstigenden oder belastenden Auswirkungen auf die Umwelt zu rechnen und daher eine
Umweltvertraglichkeitspriifung fir die geplante Anderung durchzufiihren ist. Fiir die Kumulierung zu
beriicksichtigen sind andere gleichartige und in einem rdumlichen Zusammenhang stehende Vorhaben,
die bestehen oder genehmigt sind, oder VVorhaben, die mit vollstdndigem Antrag auf Genehmigung bei
einer Behdrde friher eingereicht oder nach 88 4 oder 5 friher beantragt wurden. Eine Einzelfallprifung
ist nicht durchzufiinren, wenn das geplante Anderungsvorhaben eine Kapazitit von weniger als 25 %
des Schwellenwertes aufweist. Bei der Entscheidung im Einzelfall sind die Kriterien des§ 3 Abs. 527 1
bis 3 zu berlicksichtigen, 8 3 Abs. 7 ist anzuwenden. Die Umweltvertraglichkeitspriifung ist im
vereinfachten Verfahren durchzufuhren.

) ...

V. Anhang 1 Z 43 UVP-G 2000 lautet:

243 a) Anlagen zum Halten oder | b) Anlagen zum Halten
zur Aufzucht von Tieren oder zur Aufzucht von
ab folgender Grolie: Tieren in
48000  Legehennen-, schutzwdrdigen
Junghennen-, Gebieten der
Mastelterntier- oder Kategorie C  oder E
Truthtihnerplatze oder o in
65 000 Mastgefliigel- Beobachtungsgebieten
platze oder voraussm_htllchen
2 500 Mastschweine- MaBinahmengebieten

it geman § 33f

platze ) WRG 1959, ab
700 Sauenplatze folgender GroRe:
500 Rinderplatze  (fur 40000 Legehennen-,
Rinder tiber ein Jahr alt); Junghennen-,

Mastelterntier-  oder
Truthlhnerplatze
42500 Mastgefligel-
platze

1400 Mastschweine-
platze
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450 Sauenpléatze

300 Rinderplatze (fur

Rinder 0ber ein Jahr

alt).
Betreffend lit. a und b gilt:
Bei gemischten Besténden
werden die Prozentsatze der
jeweils erreichten
Platzzahlen addiert, ab einer
Summe von 100% ist eine
UVP bzw. eine
Einzelfallprifung
durchzufiihren; Bestande bis

5% der jeweiligen
Platzzahlen innerhalb eines
Vorhabens bleiben

unberucksichtigt.

Schutzwirdige Gebiete der Kategorie C sind gemall Anhang 2 zum UVP-G 2000 Wasserschutz- und
Schongebiete gemal? §8 34, 35 und 37 WRG 1959.

GemaR Anhang 2 zum UVP-G 2000 sind schutzwirdige Gebiete der Kategorie E Siedlungsgebiete. Als
Nahebereich eines Siedlungsgebietes gilt ein Umkreis von 300 m um das Vorhaben, in dem
Grundstiicke wie folgt festgelegt oder ausgewiesen sind:

1. Bauland, in dem Wohnbauten errichtet werden dirfen (ausgenommen reine Gewerbe-, Betriebs-
oder Industriegebiete, Einzelgehtfte oder Einzelbauten),

2. Gebiete fir Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderspielpldtze, Schulen oder &hnliche
Einrichtungen, Krankenhduser, Kuranstalten, Seniorenheime, Friedhofe, Kirchen und gleichwertige
Einrichtungen  anerkannter  Religionsgemeinschaften,  Parkanlagen, = Campingplatze und
Freibeckenbdader, Garten- und Kleingartensiedlungen.

VI. Der legalisierte Bestand der aus UVP-rechtlicher Sicht relevanten Tierart betragt
9.600 Mastgefliigelplatze (vgl. Punkt B) 1). In den letzten 5 Jahren wurden Kkeine
Kapazitatserweiterungen bewilligt (vgl. Punkt B) I.).

Die geplante Erweiterung umfasst 14.400 Mastgeflligelplatze (vgl. Punkt B) I1.).

Projektgegenstandlich ist auch die Nutzungsanderung des BIO-Huhner-Vormaststalles auf Gst. Nr. .67,
KG SchlofRberg, mit 4.800 Mastgefligelplatzen in landwirtschaftliche Lagerflache. Durch diese
Nutzungsanderung — die Rechtskraft des diesbeziglichen Bewilligungsbescheides und die faktische
Umsetzung der Nutzungsédnderung vorausgesetzt — kommt es zum Erléschen des baurechtlichen
Konsenses flr die Haltung von 4.800 Mastgefliigelplatzen. Nach der Rechtsprechung des BVwG
(vgl. BVWG 08.02.2024, GZ: W109 2266199-1; BVwG 28.08.2014, GZ: W109 2008471-1) sind
projektgegenstandliche Kapazitatsreduktionen bei Standortidentitdt und sofern es zum Erldschen des
Konsenses kommt bei der Schwellenwertberechnung in Abzug zu bringen. Die Kapazitatserweiterung
betragt somit 9.600 Mastgefligelplatze.

Der Schwellenwert geméR Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 UVP-G 2000 wird zu 14,77 %, jener gemaR
Anhang 1 Z 43 lit. b) Spalte 3 UVP-G 2000 zu 22,59 % erreicht.

Die Tatbestdnde gemalR Anhang 1 Z 43 lit. a) Spalte 2 und lit. b) Spalte 3 UVP-G 2000 in Verbindung
mit§3aAbs.1Z 1, Abs3Z 1, Abs. 5 und Abs. 6 UVP-G 2000 werden somit nicht verwirklicht.

VII. Das gegenstandliche Vorhaben ist daher keiner Umweltvertraglichkeitsprifung zu unterziehen.

Somit war spruchgemal’ zu entscheiden.
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Rechtsmittelbelehrung

Sie haben das Recht, gegen diesen Bescheid Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu erheben. Die
Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich bei uns
einzubringen. Sie haben auch die Mdglichkeit, die Beschwerde (iber das Internet mit Hilfe eines Web-
Formulars einzubringen (https://egov.stmk.gv.at/rmbe). Bitte beachten Sie: Dies ist derzeit die einzige
Form, mit der Sie eine beweiskréftige Zustellbestatigung erhalten. Weitere technische
Einbringungsmdglichkeiten fur die Beschwerde (z.B. Telefax, E-Mail) kdnnen Sie dem Briefkopf
entnehmen. Der Absender tragt dabei die mit diesen Ubermittlungsarten verbundenen Risken
(z.B. Ubertragungsfehler, Verlust des Schriftstiickes).

Bitte beachten Sie, dass fir elektronische Anbringen die technischen Voraussetzungen und
organisatorischen Beschrankungen im Internet kundgemacht sind: http://egov.stmk.gv.at/tvob

Die Beschwerde hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die belangte Behdrde zu bezeichnen.
Weiters hat die Beschwerde zu enthalten:

- die Grilinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt,

- das Begehren und

- die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

Eine rechtzeitig eingebrachte und zuléssige Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, das heif3t, der
Bescheid kann bis zur abschlieBenden Entscheidung nicht vollstreckt werden.

Fiir die Beschwerde ist eine Pauschalgebiihr von € 30,-- zu entrichten. Die Geblihrenschuld entsteht im
Zeitpunkt der Einbringung der Beschwerde und ist sofort fallig. Sie mussen daher bereits bei der
Eingabe der Beschwerde die Zahlung nachweisen; sie kdnnen dazu einen Zahlungsbeleg oder einen
Ausdruck Uber die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung der Eingabe anschlieRen.

Die Gebihr ist auf das Konto des Finanzamtes Osterreich — Dienststelle Sonderzustandigkeiten
(IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) unter Angabe des jeweiligen Verfahrens
(Geschaftszahl des Bescheides) als Verwendungszweck zu entrichten. Bei elektronischer Uberweisung
mittels ,,Finanzamtszahlung® sind neben dem genannten Empfanger die Abgabenkontonummer
109999102, die Abgabenart ,,EEE-Beschwerdegebiihr* sowie das Datum des Bescheides (als Zeitraum)
anzugeben.

Sie haben das Recht, bei Mittellosigkeit fir dieses Verfahren Verfahrenshilfe (anwaltliche
Unterstitzung) zu beantragen. Der Antrag ist schriftlich zu stellen, bei der Behérde einzubringen und
muss ein Vermdogensbekenntnis enthalten. Falls Sie Verfahrenshilfe innerhalb der Beschwerdefrist
beantragen, beginnt die Beschwerdefrist mit dem Zeitpunkt der Zustellung des Beschlusses lber die
Bestellung der Rechtsanwaltin/des Rechtanwaltes und des verfahrensgegenstandlichen Bescheides an
diese/n (neu) zu laufen. Wird der rechtzeitig gestellte Antrag auf Verfahrenshilfe abgewiesen, beginnt
die Beschwerdefrist mit der Zustellung des abweisenden Beschlusses an Sie (neu) zu laufen.

Hinweis:

Wenn Sie die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung wiinschen, missen Sie diese gleichzeitig mit
der Erhebung der Beschwerde beantragen. Bitte beachten Sie, dass Sie, falls die Behdrde von der
Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung absieht, auf lhr Recht auf Durchfiihrung einer
Verhandlung verzichten, wenn Sie in der Beschwerde keinen solchen Antrag stellen.

Fir die Steiermérkische Landesregierung
Die Abteilungsleiterin-Stellvertreterin i.V.

Dr. Katharina Kanz
(elektronisch gefertigt)

Unterzeichner Land Steiermark
Das Land
" Datum/Zeit-UTC | 2025-03-20T08:07:45+01:00
Steiermark

Priifinformation Das elektronische Original dieses Dokumentes wurde
amtssigniert. Hinweise zur Prifung dieser elektronischen
Signatur bzw. der Echtheit des Ausdrucks finden Sie unter
https://as.stmk.gv.at



http://egov.stmk.gv.at/tvob

	Umweltverträglichkeitsprüfung
	Feststellungsbescheid


		2025-03-20T08:07:45+0100
	Land Steiermark
	Amtssignatur aufgebracht durch Glatz, L6AL-ABT13 am 20.03.2025




